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Präambel 

Grundlage der Politik der CDU 
Deutschlands ist das christliche 

Verständnis vom Menschen. Daraus 
abgeleitet sind die Grundwerte Frei- 
heit, Solidarität und Gerechtigkeit. 
Wir sind überzeugt, dass diese Werte 
2|J den unverzichtbaren Grundlagen 
unserer Gesellschaft gehören; sie 
bieten Orientierung für unser politi- 
sches Handeln. Im Mittelpunkt unse- 
rer Politik steht die unverletzliche 
Würde des Menschen in allen Phasen 
des Lebens. Das menschliche Leben 
entfaltet sich in der Verantwortung für 
sich selbst und für die Gemeinschaft, 
ausgehend von dieser Überzeugung 
werden wir uns den neuen Heraus- 
forderungen mutig stellen, die Zu- 
kunft tatkräftig gestalten und die 
Schöpfung für künftige Generationen 
bewahren. Auf der Basis christlicher 
Grundwerte will die CDU die Chan- 
en, die uns die neuen Entwicklungen 
9rn Beginn des 21. Jahrhunderts 
°'eten, nutzen, um allen Menschen 
erspektiven für eine lebenswerte 

Zukunft zu eröffnen. 

I. Die CDU am 
Scheideweg - Die 
Krise als Chance 

Ifl Die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands hat die Entwick- 
lung unseres Landes in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts nachhal- 
tig geprägt: Die Integration Deutsch- 
lands in die Wertegemeinschaft der 
freien Staaten des Westens, die 
Soziale Marktwirtschaft, die Neuord- 
nung des Systems der sozialen 
Sicherheit und insbesondere die Teil- 
habe der Rentner am Wohlstands- 
fortschritt der Gesellschaft, die Deut- 
sche Einheit, der europäische Eini- 
gungsprozess - all diese Entschei- 
dungen wurden gegen den zum Teil 
erbitterten Widerstand der deut- 
schen Sozialdemokratie durchge- 
setzt. Sie wurden vor allem geprägt 
durch Persönlichkeiten wie Konrad 
Adenauer, Ludwig Erhard und Helmut 
Kohl. Darauf sind wir stolz. 

Am Beginn des 21. Jahrhunderts kön- 
nen wir mit Freude und Dankbarkeit 
feststellen: Der Kalte Krieg zwischen 
Ost und West ist überwunden, der 
Kommunismus ist zusammengebro- 
chen, Demokratie und Freiheit haben 
sich durchgesetzt. Es wurde deutlich: 
Nur eine Ordnung der Freiheit - aus- 
gedrückt in der politischen Ordnung 
der Demokratie und der wirtschaftli- 
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chen Ordnung der Sozialen Marktwirt- 
schaft - ist in der Lage, eine Staats-, 
Gesellschafts- und Wirtschaftsverfas- 
sung zu schaffen, die durch Freiheit, 
soziale Verantwortung, Gerechtigkeit 
und Solidarität geprägt ist. An der 
Weigerung, diese Erkenntnis anzu- 
nehmen, sind die totalitären und dik- 
tatorischen Systeme des Ostens 
1989/1990 zerbrochen. 

Nicht erst mit dem neuen Jahrhun- 
dert, sondern mit dem Fall der Mauer 
und dem Zusammenbruch des Kom- 
munismus hat also ein neues Kapitel 
in der Geschichte Deutschlands und 
Europas begonnen. Dies verlangt von 
uns, die wir die politische Tagesord- 
nung der zweiten Hälfte des 20. Jahr- 
hunderts erfolgreich gestaltet haben, 
unseren Auftrag für das 21. Jahrhun- 
dert neu zu bestimmen. 

Auf dem Parteitag in Erfurt im 
April 1999 haben wir damit begon- 
nen. Die Erfurter Leitsätze setzen 
den Rahmen für notwendige Ent- 
scheidungen sowohl für eine schlag- 
kräftige Struktur der Partei als auch 
für unsere inhaltliche Weiterentwick- 
lung. Sie beschreiben den Aufbruch 
'99. 1999 wurde nach der Niederla- 
ge bei der Bundestagswahl im 
Herbst 1998 das Jahr unseres Auf- 
bruchs und ein Jahr großartiger 
Wahlsiege. Wir haben die Europa- 
wahl haushoch gewonnen, Bremen 
und Berlin klargehalten, SPD-Bastio- 
nen in Hessen, im Saarland und in 
Brandenburg gestürmt, absolute 

Mehrheiten in Thüringen und Sach- 
sen errungen, sensationelle Ergeb- 
nisse bei Kommunal- und Bürgermei- 
sterwahlen, insbesondere in Nord- 
rhein-Westfalen, erzielt. 

In Schleswig-Holstein war der Regie- 
rungswechsel lange greifbar nahe. 
Doch seit einigen Monaten hat sich 
die CDU mit Vorgängen auseinander 
zu setzen, die wir noch vor kurzem 
nicht für möglich gehalten hätten. Die 
bekannt gewordenen Verstöße gegen 
das Parteiengesetz, gegen die 
Grundsätze der Transparenz und der 
innerparteilichen Demokratie haben 
unsere Partei, für die die Einhaltung 
von Recht und Gesetz zu ihrer Iden- 
tität gehört, ins Mark getroffen. Weit- 
aus bedeutender als der daraus ent- 
standene finanzielle Schaden ist des- 
halb der Glaubwürdigkeits- und Ver- 
trauensverlust, der eingetreten ist. 

Die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands muss die Chan- 
ce, die in dieser Krise liegt, für ihre 
Erneuerung nutzen. Dieser ohnehin 
notwendige Prozess wird durch die 
Vorgänge der letzten Monate zusätz- 
lich beschleunigt. Wir ziehen die not- 
wendigen innerparteilichen Konse- 
quenzen für mehr Transparenz und 
Kontrolle. Wir setzen unsere inhaltli- 
che Erneuerung fort; wir sind für kon- 
struktive Kritik aufgeschlossen und 
pflegen einen offenen Meinungsaus- 
tausch. Denn nur so werden wir so 
schnell wie möglich wieder mehrheits- 
fähig und schaffen die Voraussetzun- 
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gen, unser politisches Erbe, unsere 
Grundwerte und unsere politische 
Kompetenz als Volkspartei der Mitte 
für das 21. Jahrhundert zukunftsfähig 
*u machen. Denn wir wissen: Erneue- 
rung schafft Mehrheiten. So können 
Mr die Voraussetzungen für den Re- 
gierungswechsel 2002 schaffen. 

Unsere Mitglieder haben uns in die- 
ser Krise besonders unterstützt und 
sich als Basis unserer politischen 
Kraft erwiesen. Wir sind ihnen zu 
großem Dank verpflichtet. 

II. Unsere Maßstäbe 
und Prinzipien 

Wir wollen Orientierung statt rot- 
grüne Beliebigkeit. Je schneller der 
Handel der Gesellschaft ist, desto 
Nichtiger werden Orientierung und 
Dichtung. Wir lassen uns leiten vom 
christlichen Verständnis vom Men- 
schen, das den Einzelnen frei, ver- 
ahtwortlich und unantastbar in sei- 
ner Würde sieht. Im christlichen Men- 
schenbild sind Freiheit und Mitver- 
Qntwortung verankert. Das unter- 
scheidet uns von individualistischen 
Ur,d kollektivistischen Denkansätzen 
S'eichermaßen. Die CDU ist die 
große Volkspartei der Mitte. In ihr 
bündeln sich wertkonservative, 
christlich-soziale und liberale Über- 
?eugungen. Das „C" in unserem 

Namen gehört zum Grundverständ- 
nis der Union. 

Wir wollen Mitmenschlichkeit statt 
rot-grünes Verteilungsdenken. Die 
soziale Qualität des Zusammenle- 
bens in unserem Staat lässt sich 
nicht an der Höhe des Umvertei- 
lungsvolumens messen. „Wohlstand 
für alle" muss im 21. Jahrhundert 
durch „Teilhabe für alle" ergänzt wer- 
den. Neben Transferzahlungen wer- 
den Chancen zur Teilhabe am 
Arbeits- und am gesellschaftlichen 
Leben immer wichtiger. Wir brauchen 
gelebte Solidarität und den direkten 
Austausch in der Familie, der Nach- 
barschaft, den Kommunen. 

Wir wollen Freiheit statt rot-grüne 
Bevormundung. Wir nehmen den Bür- 
ger ernst - als urteilsfähigen Men- 
schen, der sein Leben in die Hand 
nimmt. Tragfähige Antworten auf die 
neuen Fragen unserer Zeit stärken 
die Freiheit des Einzelnen. Sie schüt- 
zen die Freiheit vor Bevormundung 
durch verkrustete Bürokratien und 
komplizierte Entscheidungswege. Sie 
sichern die Freiheit für eine Beteili- 
gung an den Zukunftsentscheidun- 
gen. Wir sagen ja zu einer Gesell- 
schaft, die den Bürgern mehr Wahl- 
möglichkeiten bietet, vielfältige 
Chancen eröffnet, die in der Teilnah- 
me an der politischen Willensbildung 
und Transparenz der Entscheidungs- 
strukturen selbstverständlich sind, in 
der Leistung und Innovation hono- 
riert, Solidarität und Toleranz geför- 



CDU-Dokumentation 13/2000 

dert werden. Wir sagen ja zu einer 
Gesellschaft, in der sich der Gemein- 
sinn entwickelt und in der Bereit- 
schaft zur Übernahme von Verantwor- 
tung für andere Bürger, für Gemein- 
schaften und für das Gemeinwohl 
besteht. Wir bekennen uns ausdrück- 
lich zu den Prinzipien der Rechts- 
staatlichkeit, die jedermann ohne 
Ausnahme an Recht und Gesetz bin- 
det. Wir wenden uns gegen falsch 
verstandene Toleranz gegenüber 
Gesetzesverstößen und Angriffe auf 
unsere staatliche Ordnung. 

Wir haben klare Maßstäbe für unser 
Handeln. Die Bürger erwarten nicht 
nur Diskussionen und Debatten, son- 
dern die Umsetzung von Ideen, von 
Antworten auf die Fragen unserer 
Zeit. Sie erwarten Entscheidungen 
für die Zukunft. Akzeptiert werden 
Entscheidungen dann, wenn sie 
nachvollziehbar begründet und in 
politisches Handeln umgesetzt wer- 
den, statt nur Betroffenheit zu ver- 
mitteln. Dauerhaften Bestand haben 
Entscheidungen, wenn sie gerecht 
sind und vor der nächsten Generati- 
on Bestand haben. Wirksam sind 
Entscheidungen, wenn sie vernetzte 
Sachverhalte regeln und nicht nur 
Teillösungen anbieten. Wer die 
Arbeitslosenversicherung auf Kosten 
anderer Sozialversicherungen sa- 
niert, hat weder Neues noch Gültiges 
geschaffen. Glaubwürdig sind Ent- 
scheidungen, wenn sie in der Ach- 
tung vor dauerhaften Werten getrof- 
fen werden. Für die Christlich Demo- 

kratische Union ist das die Verant- 
wortung vor Gott und den Menschen. 

Zur Sache - Die 
Tagesordnung 
für das 21. 
Jahrhundert 

Der Wandel unserer Zeit hat 
viele Kennzeichen: Die demographi- 
sche Entwicklung in Deutschland und 
der Welt ist eines davon. In weiten 
Teilen der Welt steigen die Bevölke- 
rungszahlen weiter dramatisch an. 
Erst vor kurzem wurde der 6-milliard- 
ste Erdenbürger geboren. Die Folgen 
für die wirtschaftlich-soziale Entwick- 
lung in vielen Ländern der Welt, für 
ihr Streben nach Teilhabe am Wohl- 
stand, aber auch die Auswirkungen 
auf den Schutz der natürlichen Res- 
sourcen sind offenkundig. Wenn eine 
Weltbevölkerung von 6 Milliarden 
Menschen, in diesem Jahrhundert 
sogar von 10 Milliarden und mehr, 
die Ressourcen nicht erschöpfen, die 
Umweltbelastungen tragbar halten 
und nicht zu unberechenbaren ExplO' 
sionen zwischen Arm und Reich 
führen soll, dann müssen wir 
Brücken bauen für gerechte Lebens- 
chancen in allen Teilen der Welt. 

In Deutschland und Europa haben wir 
es mit einer demographisch genau 
gegenläufigen Entwicklung zu tun: 
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Der Altersaufbau unserer Bevölke- 
rung hat sich grundlegend gewandelt. 
Die Zahl der älteren Menschen 
Nächst. Es werden deutlich weniger 
Menschen geboren. Diese Entwick- 
'ung hat vielfältige Ursachen. Wohl- 
stand, wissenschaftlich-technischer 
Fortschritt und Bildung haben den 
Menschen in den westlichen Industri- 
enationen ungeahnte Entfaltungs- 
spielräume eröffnet. Die Familie steht 
^ute in Konkurrenz zu anderen Le- 
bensentwürfen, die mehr Freiräume 
für Beruf und Privatleben zu bieten 
scheinen und oft auch materiell attrak- 
tiver sind. Wir treten deshalb dafür 
ein, die Familien als Leistungsträger 
und Ort der Vermittlung von Werten 
ln unserer Gesellschaft zu stärken 
und zu fördern. Familie ist überall 
dort, wo Eltern für Kinder und Kinder 
für Eltern Verantwortung tragen. 

^11 diese Entwicklungen haben auch 
Auswirkungen auf die Zuwanderung 
Ur>d die Integration ausländischer 
Mitbürger. Sie stellen uns vor große 
Herausforderungen an die Gestal- 
tung des Zusammenlebens der Men- 
gen, der Erhaltung der Innovations- 
^higkeit unserer Gesellschaft, an 

Unsere sozialen Sicherungssysteme, 
^'e Teilhabe am Wohlstand im Alter 
auch unter den Bedingungen einer 
^änderten Demographie. 

Nach Jahren der Trennung haben 
Wir am Ende des 20. Jahrhunderts 
die Deutsche Einheit erhalten. Wir 
sind seither auf dem Weg, die innere 

Einheit zu gewinnen, gut vorangekom- 
men. Neben den unbestreitbaren und 
sichtbaren Erfolgen beim Prozess 
des Zusammenwachsens gibt es 
aber auch zehn Jahre nach dem Fall 
der Mauer noch vieles, was trennt 
und überwunden werden muss. 

Die jungen Länder drückt eine hohe 
Arbeitslosigkeit; die Wirtschaftskraft 
hat das Durchschnittsniveau der 
alten Länder bei weitem noch nicht 
erreicht, und im Bereich der Infra- 
struktur besteht nach wie vor ein 
erheblicher Nachholbedarf. Die jun- 
gen Länder werden daher auch in 
den kommenden Jahren auf beson- 
dere Solidarität angewiesen sein. 

Neben der Angleichung der materiel- 
len Lebensverhältnisse ist es eine 
wichtige Aufgabe, das gegenseitige 
Verständnis weiter zu fördern. Beson- 
ders die junge Generation ist gefor- 
dert, zusammen mit den Älteren aus 
dem Bewusstsein einer gemeinsa- 
men Geschichte und Kultur Zukunfts- 
kräfte zu entwickeln und ihre Chan- 
cen im geeinten Deutschland und im 
sich einigenden Europa zu nutzen. 

U Der Wandel unserer Zeit hat 
noch weitere Kennzeichen: Globali- 
sierung, Europäisierung, Digitalisie- 
rung, Mobilität und Flexibilität. Der 
Wandel erfasst alle Lebensbereiche. 
Die Politik hat die Aufgabe, diesen 
Wandel mitzugestalten. Wir wollen 
Brücken schlagen in eine noch offe- 
ne Zukunft und dem Wandel ein 
menschliches Gesicht geben. Der 
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Schutz der Würde des Menschen ist 
ein großes Thema auch im 21. Jahr- 
hundert. Das christliche Menschen- 
bild ist uns Richtschnur, wenn es um 
den Schutz des Lebens geht. 

Wir erarbeiten neue Antworten auf 
neue Fragen - für uns und unser Land. 

Deutschland braucht neue 
Antworten zum Verhältnis 
von Bürger und Staat 

ES Unser demokratischer Rechts- 
staat, seine Regeln und Institutionen 
haben sich bewährt. Hier gelingt es, 
die unterschiedlichen Willensbildun- 
gen und Interessen zusammenzu- 
führen, im Sinne des Gemeinwohls zu 
prüfen und dann nach Abwägung ver- 
schiedener Interessen verbindlich zu 
entscheiden. Parlament und Regie- 
rung werden auch künftig Entschei- 
dungszentren unserer Demokratie 
bleiben. Denn ausschlaggebend für 
das Vertrauen der Menschen in den 
Staat ist, dass er sich im Rahmen 
seiner Handlungsmöglichkeiten auch 
tatsächlich als handlungsfähig 
erweist. Wir brauchen nachvollziehba- 
re Entscheidungsprozesse, Ergebnis- 
se und Strukturen. Deshalb muss 
neu geprüft werden, was Staat und 
Politik leisten können und sollen und 
was nicht. Unser Ziel ist der Abbau 
überflüssiger staatlicher Regelungen. 

Der Staat muss auch in Zukunft für 
Ordnung und Sicherheit unseres Ge- 
meinwesens sorgen. Wir brauchen 
einen starken Rechtsstaat, aber der 

Staat muss nicht alles zentral und 
bürokratisch regeln und bestimmen, 
zumal die Bürger heute in freierem 
Maß ihre Lebensentwürfe wählen und 
ihr Umfeld gestalten wollen. 

Fortschreitende Individualisierung 
und gestiegene Mobilität haben den 
Menschen mehr Freiheit gebracht. 
Sie haben aber auch Veränderungen 
in gewachsenen Strukturen hervorge- 
rufen wie etwa in der geringer gewor- 
denen Bereitschaft, sich in Kirchen, 
Gewerkschaften oder politischen Par- 
teien zu engagieren. Die Menschen 
erwarten heute eine Gesellschaft, die 
dem Einzelnen die gewünschten Frei- 
heitsspielräume erhält, ohne solidari- 
sche Pflichten aufzugeben. Deshalb 
brauchen wir auch hier mehr Teilhabe, 
müssen wir vielfältige Formen fördern 
und neue entwickeln, in denen sich 
Menschen engagieren und Teilhabe 
leben: in der kommunalen Selbstver- 
waltung, in Stadtteilarbeit und Bürger- 
initiativen, in Zukunftswerkstätten, 
im Ehrenamt. Wir müssen die kleinen 
Einheiten stärken. Die Kommunen 
brauchen mehr Handlungsvollmachten 
und Gestaltungsspielräume bis hin zu 
einer grundlegenden Reform zur Stär- 
kung und Sicherung der kommunalen 
Finanzautonomie. Das gilt für die Er- 
neuerung der Verwaltung, für mehr 
Effizienz und Bürgernähe wie auch 
für das Angebot von Beteil igungsmög' 
lichkeiten in Städten und Gemeinden, 
im Bereich der Planung, der Schulen, 
der sozialen Einrichtungen. 
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^" Dringend Not tut eine Reform 
unserer bundesstaatlichen Ordnung. 
Es müssen wieder klare Verantwort- 
''chkeiten und Zuständigkeitsbereiche 
definiert werden. Wir müssen klären, 
Welcher Ebene unserer bundesstaat- 
"chen Ordnung wir welche Entschei- 
dungskompetenzen zuordnen. Die 
Länder müssen in die Lage versetzt 
Werden, die ihnen übertragenen Auf- 
gaben zu finanzieren. Konkurrierende 
Gesetzgebung muss im Lichte der 
Subsidiarität überprüft werden. Län- 
derfusionen und Neugliederungen 
Müssen diskutiert werden. 

Deutschland braucht neue 
Antworten auf die Verände- 
rungen im Arbeitsleben 

** Globalisierung und europäischer 
E'nigungsprozess, der Wandel der 
ndustriegesellschaft zur Informati- 
°ns- und Wissensgesellschaft, die 
Auswirkungen der Informations- und 
^ommunikationstechnologien auf die 
Arbeitswelt machen Wissen und Bil- 
^ung zum wichtigsten Wirtschaftsfak- 
|°r der Zukunft. Wissen und seine 
Ermittlung nehmen heute die Rolle 
e'n, die einst körperliche Arbeitskraft 
Und Rohstoffvorkommen hatten. Die 
Veränderte Wirtschaft hat auch Aus- 
wirkungen auf Untemehmensstruktu- 
ren und die Tarifpolitik. Dies führt 

lcht nur zu Veränderungen in unse- 
am Arbeitsleben, dies führt auch zu 
p'nem neuen Verhältnis zwischen 
prWerbsarbeit, Familienarbeit, sozia- 
er Arbeit, Ehrenamt. Die Teilhabe 

aller am Arbeitsleben und am gesell- 
schaftlichen Leben wird zur zentralen 
Frage unserer Gesellschaft. 

La Die Soziale Marktwirtschaft hat 
den lange dominanten Konflikt zwi- 
schen Arbeit und Kapital durch sozia- 
len Ausgleich überwunden und Wohl- 
stand für alle möglich gemacht. 
Heute geht es darum, die Soziale 
Marktwirtschaft unter den Bedingun- 
gen einer globalisierten Wirtschaft 
weiter zu entwickeln, um Arbeit zu 
schaffen und sozialen Ausgleich neu 
zu organisieren. Die Neue Soziale 
Frage des 21. Jahrhunderts ist die 
globale soziale Frage. 

fä Auch im 21. Jahrhundert bleibt 
eine Politik für mehr wirtschaftliche 
Dynamik die entscheidende Voraus- 
setzung für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen, für Wohlstand und 
soziale Sicherheit. Die wirtschaftli- 
che Entwicklung in Deutschland in 
den nächsten Jahren hängt nicht 
zuletzt von neuen, in der Fläche ent- 
stehenden Arbeitsplätzen ab. Wir 
stellen fest, dass es den Industrie- 
staaten, die auf eine geringere 
Staatsquote und eine Absenkung der 
Steuer- und Abgabenlast, einen 
Anstieg der Investitionen zu Lasten 
konsumtiver Ausgaben, aktive 
Arbeitsmarktpolitik sowie flexible 
tarif- und arbeitsrechtliche Struktu- 
ren setzen, besser gelingt, die Dyna- 
mik ihrer Wirtschaft freizusetzen und 
Arbeitsplätze zu schaffen. Die Unter- 
nehmensteuerreform darf nicht in 
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erster Linie Großfusionen fördern 
und Personengesellschaften sowie 
selbständige Unternehmer benach- 
teiligen; sie muss vor allem die klei- 
neren und mittleren Unternehmen, 
die den Großteil der Arbeitsplätze 
schaffen, entlasten. 

Arbeit für alle bleibt unser Anspruch. 
Wir finden uns mit der hohen Arbeits- 
losigkeit nicht ab. Gerade in den neuen 
Ländern, wo die Arbeitslosigkeit dop- 
pelt so hoch liegt wie im Bundesdurch- 
schnitt, muss die Politik für mehr 
Wachstum und mehr Beschäftigung 
ohne Abstriche fortgesetzt werden. Der 
Aufbau Ost muss Priorität behalten. 

Deutschland braucht wettbewerbs- 
und leistungsfähige Arbeitsmärkte. 
Vor allem Arbeitsplätze im unteren 
Vergütungsbereich werden kaum zur 
Verfügung gestellt, obwohl die Gesell- 
schaft einen großen Bedarf im einfa- 
chen Dienstleistungsbereich hat. Fer- 
ner existieren kaum Anreize, diese 
Arbeitsplätze anzunehmen, sofern es 
sie gibt. Wir müssen mehr Durchläs- 
sigkeit erreichen zwischen den Syste- 
men staatlicher Absicherung und den 
Arbeitsmärkten. Im Rahmen der 
sozialen Sicherungssysteme müssen 
Anreize vorhanden sein, die dazu 
führen, dass angebotene Arbeit auch 
tatsächlich angenommen wird. 

Die Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
werden entscheidend bestimmt 
durch die Möglichkeiten, mobil zu 
sein. Damit wir auch in Zukunft mobil 
bleiben, wollen wir die hohe Qualität 

und Leistungsfähigkeit unseres Ver- 
kehrssystems weiter vorantreiben. 
Wir setzen uns für eine leistungsfähi- 
ge, umweltgerechte Infrastruktur ein 
und wollen eine optimale Vernetzung 
aller Verkehrsträger erreichen. 

Neue Arbeitsplätze entstehen durch 
Innovationen. Wer an der Spitze der 
Forschung steht, wird als erster Ant- 
wort auf wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Herausforderungen geben 
können. Deshalb braucht Deutschland 
mehr Forschung, mehr Technik und 
auch mehr Veränderungsbereitschaft. 

Uns geht es vor allem auch um die 
junge Generation. Wir wollen die Auf- 
bruchstimmung bei den jungen Men- 
schen nutzen und ihnen Chancen 
eröffnen, sich als Nachwuchswissen- 
schaftler, als Existenzgründer und 
qualifizierte Fachkräfte zu bewähren- 

Wir wollen die Teilhabe an den Erträ- 
gen des wirtschaftlichen Fortschritts 
durch eine verstärkte Beteiligung am 
unternehmerischen Vermögen verbes- 
sern. Von den hohen Wertzuwächsen 
innovativer Unternehmen sollen mög- 
lichst viele profitieren. Aktienbesitz 
ist deshalb - neben dem Erwerb von 
Wohn- und Grundeigentum - eine 
immer wichtiger werdende Form der 
Teilhabe im 21. Jahrhundert. 

Wir wollen die Chance zur Teilhabe 
am Erwerbsleben deutlich erhöhen 
durch eine stärkere Öffnung des 
Arbeitsmarktes für einfach qualifizier- 
te Tätigkeiten, durch verbesserte 
und erweiterte Weiterbildungsange- 

10 
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böte für Arbeitnehmer und Erwerbslo- 
se im Sinne einer vorausschauenden 
^/irtschafts- und Sozialpolitik, durch 
eine verbesserte Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Die CDU will quali- 
fizierte Kinderbetreuungsangebote. 
Dies ist ein wichtiger Schritt zur Ver- 
wirklichung der tatsächlichen Gleich- 
stellung von Mann und Frau. 

Deutschland braucht 
neue Antworten zur 
Weiterentwicklung seiner 
sozialen Ordnung 

•** Entscheidungen müssen vor der 
nächsten Generation Bestand haben 
können. Dies wird gerade bei der 
Neugestaltung der sozialen Siche- 
rungssysteme und der Reform unse- 
res Steuersystems deutlich. 

Ringend erforderlich ist zum einen 
eine Reform unserer Alterssicherung, 
^'e muss alle drei Säulen beinhal- 
teh: in der gesetzlichen Rentenversi- 
c^erung wollen wir Verlässlichkeit 
Wiederherstellen. Die Beitragszahler 
Russen erkennen können, was die 
Beiträge für ihre Altersvorsorge wert 
^""•d. Das ist nur möglich, wenn die 
^Wirkungen der gestiegenen Ren- 
enbezugsdauer gerecht auf Rentner 

und Beitragszahler verteilt werden, 
p'e wir es mit dem demographischen 
aktor vorgeschlagen haben. Die 
etriebliche Altersvorsorge muss so 

rpstaltet werden, dass Arbeitnehmer 

Beschäftigung zur nächsten mitneh- 
men können. Die ergänzende private 
Altersvorsorge muss weiter gestärkt 
werden. Dazu gehört die Freistellung 
von Aufwendungen für die Altersver- 
sorgung von Steuern und Abgaben. 
Kleinverdiener müssen zusätzlich 
gefördert werden. 

lü Auch unser Gesundheitssystem 
muss flexibel und leistungsfähig blei- 
ben, damit wir die Teilhabe aller am 
medizinischen Fortschritt sichern kön- 
nen. Mehr Wettbewerb unter den Lei- 
stungsanbietern wird Innovation er- 
zeugen und Wirtschaftlichkeitsreser- 
ven freisetzen. Erweiterte Wahlmög- 
lichkeiten werden die Souveränität 
der Versicherten stärken und die Qua- 
lität der Leistungen verbessern. 

m 

ihre 
und 

erworbenen Ansprüche schneller 
einfacher als heute von einer 

Nicht zuletzt braucht Deutsch- 
land auch eine konsequente Steuer- 
senkungspolitik, die spürbar Arbeit- 
nehmer und ihre Familien, kleine, 
mittlere und große Unternehmen ent- 
lastet. Wachstum und Kaufkraft müs- 
sen gestärkt werden, Leistung muss 
sich lohnen. Neben eine konsequen- 
te Steuersenkungspolitik muss eine 
tiefgreifende Steuervereinfachung 
treten. Wo Anreize bestehen, sich 
den Pflichten als Staatsbürger zu 
entziehen, müssen sie beseitigt wer- 
den. Alle Einkommen unterliegen 
grundsätzlich der Besteuerung. 

Deutschland braucht neue 
Antworten auf dem Weg zur 
Wissensgesellschaft 
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Ufl Deutschlands Bildungssystem 
darf nicht ins Mittelfeld abrutschen, 
sondern muss wieder überall vorbild- 
lich werden. Die Qualität von Bildung 
und Ausbildung in Deutschland ent- 
scheidet über die Lebenschancen 
des Einzelnen und über die Zukunfts- 
perspektiven unserer Wirtschaft. Wir 
wollen den Aufbruch in die lernende 
Gesellschaft schaffen. 

Die politische Tagesordnung für das 
21. Jahrhundert ist wesentlich ge- 
prägt durch die digitale Revolution, 
das heißt die Bedeutung der Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken 
in Wissenschaft und Forschung, Wirt- 
schaft und Verwaltung und auch in 
vielen persönlichen Lebensvollzügen. 
Die neuen Möglichkeiten der globa- 
len Kommunikation, der globalen 
Wissensbeschaffung und des globa- 
len Handels mit Waren und Finanz- 
werten verändern Arbeitsstrukturen 
und Arbeitstechniken tiefgreifend. 
Dabei ist das rasante Tempo der Ent- 
wicklungen von besonderer Bedeu- 
tung. Es ist Aufgabe der Politik, die 
Menschen auf diesen Wandel vorzu- 
bereiten. Eine moderne Politik muss 
sich an dem Ziel messen lassen, wie 
viele Entfaltungschancen sie den 
Menschen im Zeitalter von Globali- 
sierung und Digitalisierung eröffnet. 

Der Zugang zu einer qualifizierten Bil- 
dung ist eine strategische Frage für 
eine vorausschauende Sozial- und 
Wirtschaftspolitik. Wirtschaft und 
Politik müssen schon frühzeitig die 

richtigen Signale geben und junge 
Menschen auf die Chancen aufmerk- 
sam machen, die sich in den großen 
Zukunftsbranchen eröffnen. Statt als 
scheinbares Patentrezept ausländi- 
sche Arbeitnehmer für den IT-Bereich 
nach Deutschland zu holen, müssen 
in erster Linie unsere Jugendlichen in 
Deutschland für die Zukunft fit ge- 
macht werden. Unser Land kann sich 
Technologiefeindlichkeit nicht leisten. 

Das Bildungssystem der Zukunft 
muss sich an alle Alters- und Berufs- 
gruppen wenden. Aufgrund des be- 
schleunigten Wandels und der älter 
werdenden Erwerbsbevölkerung er- 
hält gerade die Weiterbildung eine be- 
sondere Bedeutung. „Weiterbildung 
mit 50" statt „Rente ab 60" ist ge- 
rechter und wirtschaftspolitisch sinn- 
voller. Die Älteren in unserer Gesell- 
schaft werden für die weitere wirt- 
schaftliche Entwicklung gebraucht. 
Es gilt, auch älteren Menschen Anrei- 
ze zur Weiterbildung zu geben. 

UJ Wir begreifen den Bürger als 
eigenständig und eigenverantwortlich 
Handelnden. Der Einzelne muss 
seine Stärken und Möglichkeiten ent- 
falten können, damit er im Wandel 
von Globalisierung, technologischem 
Fortschritt, Digitalisierung besteht. 
Eine optimale Ausbildung in Schule, 
beruflicher Bildung, Hochschule und 
Weiterbildung ist dazu ebenso eine 
Voraussetzung wie die Möglichkeit, 
eine eigenständige, starke Identität 
im sozialen Gefüge der Familie, der 
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Nachbarschaft, der Region und der 
Nation ausbilden zu können. Der 
schnelle Wandel darf den Einzelnen 
n'cht heimatlos machen. Soziales 
^rnen ist mindestens so wichtig wie 
Ate Vermehrung des Wissens. Bindun- 
gen schaffen Identität. Sie sind das 
lnnere Gegengewicht zur steten Ver- 
ar|derung im Äußeren. Gerade auf 
tiem Weg zur Wissensgesellschaft gilt 
es> sowohl die Familie als auch die 
lnneren Bindekräfte der Gesellschaft 
'nsgesamt zu fördern - vor allem auf 
*0rnmunaler Ebene und im Ehrenamt. 

Deutschland braucht neue 
Antworten für seine Rolle in 
Europa und in der Welt 

EU p. 7* Europäische Gemeinschaft und 
^Uropäische Union haben sich als 
pGrn einer stabilen Friedens- und 
^eiheitsordnung bewährt. Im 21. 
^•"hundert können wir Europäer die 

§r°ßen Aufgaben nur noch in enger 
i Usammenarbeit bewältigen. Als 
ar>d in der Mitte Europas hat gerade 

üeutschland ein vitales Interesse 
n einer gemeinsamen europäischen 
0,itik im Geiste der Partnerschaft 

^ncl Freundschaft. Nach der erfolg- 
e'chen Verständigungspolitik mit 
nseren westlichen Nachbarn in den 
teten 50 Jahren ist die Hinwendung 

^ den ost- und südosteuropäischen 
9ridern eine neue Jahrhundertauf- 

§abe. wir wonen dje politische Ver- 
tändigung und den geistigen Aus- 

tau 
desFr 

Sch mit ihnen, auch im Interesse 
ledens. 

Die Gestaltung der Europäischen 
Union nicht nur als Wirtschafts- und 
Währungsunion, sondern auch als 
politische Union stellt die föderale 
Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland vor neue Herausforde- 
rungen und verändert die nationalen 
Entscheidungsspielräume. Die Erwei- 
terung der Europäischen Union setzt 
eine Vertiefung der europäischen 
Integration zwingend voraus. Zur 
Stärkung ihrer Handlungsfähigkeit 
muss die Europäische Union institu- 
tionell in Zusammensetzung, Arbeits- 
weise und Entscheidungsverfahren 
ihrer Organe weiterentwickelt wer- 
den, um unter veränderten Bedingun- 
gen handlungsfähig zu bleiben und 
transparenter zu werden. Dies 
schließt auch einen weitgehenden 
Ausbau des Systems der Mehrheits- 
entscheidungen im Rat bei gleich- 
zeitiger Mitentscheidung des Euro- 
päischen Parlamentes ein. Bei eu- 
ropäischen Entscheidungsprozessen 
müssen die Bundesländer ihre Inte- 
ressen vertreten können. 

Den einzelnen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union muss es unbe- 
nommen bleiben, bilateral engere 
Kooperationen zu vereinbaren, als 
dies zunächst auf gesamteuropäi- 
scher Ebene möglich ist. 

m Wir treten dafür ein, ab 2003 die 
ersten Länder als neue Mitglieder in 
die Europäische Union aufzunehmen, 
sofern sie die politischen, sozialen 
und wirtschaftlichen Voraussetzungen 
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für einen Beitritt erfüllen. Gerade 
Deutschland zieht aus einer Erweite- 
rung der Europäischen Union Nutzen, 
wird diese doch dazu führen, unser 
Land aus der Randlage in der Europäi- 
schen Union herauszuführen und es 
von Nachbarn umgeben sein zu las- 
sen, die Partner in der Union sind. 

Wir müssen den Mut haben, ehrlich 
auch über die Ziele und Grenzen der 
Europäischen Union zu sprechen und 
die Voraussetzungen für eine Mit- 
gliedschaft in der Europäischen 
Union klar zu definieren. Den von der 
Bundesregierung forciert betriebenen 
Beitritt der Türkei in die Europäische 
Union halten wir für falsch, denn er 
überfordert den Einigungsprozess. 
Wir fordern vor diesem Hintergrund 
eine gründliche und alle Argumente 
abwägende öffentliche Debatte über 
die Ziele, Inhalte und Grenzen der 
Erweiterung sowie das Selbstver- 
ständnis der Europäischen Union. 

uU Wer es gut mit Europa meint, 
muss die Erweiterung der Europäi- 
schen Union auch als Chance nutzen, 
die Kompetenzen zwischen Brüssel 
und den Nationalstaaten neu zu defi- 
nieren. Europa muss dort handeln 
können, wo die Nationalstaaten allein 
nicht mehr in der Lage sind, die Pro- 
bleme ihrer Völker zu lösen. Dazu 
zählen vor allem die Sicherung von 
Frieden in Freiheit, das weltweite En- 
gagement für Demokratie und Men- 
schenrechte, die Bewahrung des frei- 
en Wettbewerbs im Binnenmarkt, die 

konsequente Bekämpfung der inter- 
national organisierten Kriminalität, die 
Bewältigung der sozio-ökonomischen 
Herausforderungen angesichts der 
Globalisierung und die Bewahrung 
der Schöpfung. Die zur Bewältigung 
solcher Aufgaben erforderlichen Be- 
fugnisse, Zuständigkeiten und Sou- 
veränitätsrechte müssen auf die Eu- 
ropäische Union übertragen werden. 

Aber die Europäische Union kann 
nicht für alles zuständig sein. Was 
auf lokaler, regionaler oder nationa- 
ler Ebene zufriedenstellend geregelt 
werden kann, braucht nicht und darf 
nicht auf europäischer Ebene gere- 
gelt werden. Nur wenn anstehende 
Entscheidungen möglichst nahe bei 
den betroffenen Bürgern fallen, wer- 
den sie auch von diesen verstanden 
und akzeptiert. Wir fordern deshalb 
eine umfassende Neuregelung der 
Zuständigkeiten in der Europäischen 
Union und in Deutschland; wo not- 
wendig, müssen Regelungen - auch 
europäische - zugunsten nationaler, 
regionaler oder kommunaler Verant- 
wortung zurückgeführt werden. Für 
die Europäische Union streben wir 
einen Verfassungsvertrag an, in den1 

die Zuständigkeiten der Ebenen klar 
geregelt werden. 

wm Europa muss seinem politischen 
Willen, Frieden, Sicherheit und den 
Schutz der Menschenrechte zu ge- 
währleisten, auch glaubhaft Ausdruck 
verleihen können. Die Europäische 
Union muss in Partnerschaft mit den 
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USA über eine gemeinsame außen- 
Ur|d sicherheitspolitische Handlungs- 
fähigkeit verfügen. Wir treten deshalb 
•ür den Ausbau einer europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungsiden- 
Jtat in der NATO ein. Dazu soll die 
Westeuropäische Union in die Euro- 
Fische Union übergehen. Auch in 
^r europäischen Entwicklungspolitik 
muss die außenpolitische Verantwor- 
*ung Europas deutlich werden. 

Deutschland muss an den gemeinsa- 
men Aufgaben im Rahmen der Euro- 
Fischen Union und des NATO-Bünd- 
n'sses teilnehmen und die Rechte 
Und Pflichten, die es mit dem Beitritt 
*u den Vereinten Nationen übernom- 
men hat, in vollem Umfang wahr- 
nehmen. Die Bundeswehr trägt ent- 
kleidend dazu bei, die politische 
^ndlungs- und Bündnisfähigkeit 
Deutschlands zu erhalten. Sie muss 
mit ausreichenden Mitteln ausge- 
rottet sein, um ihren Auftrag erfül- 
en und den Schutz ihrer Soldaten 
sewährleisten zu können. Wir setzen 
üns für die Erhaltung der allgemei- 
nen Wehrpflicht ein. 

^ Nicht zuletzt gefördert durch die 
'Cr) sprunghaft entwickelnden Infor- 

mations- und Kommunikationstech- 
0|°gien wächst auf allen Kontinen- 
en der Erde das Bewusstsein dafür, 
^ss die Menschen dieser einen 
eit in einer gemeinsamen Verant- 

wortung für die Zukunft stehen. 
Jährend das 20. Jahrhundert von 
°'°nialismus, Nationalismus, viel- 

fältigen Diktaturen, von zwei Welt- 
kriegen und dem Jahrzehnte andau- 
ernden Ost-West-Gegensatz geprägt 
war, haben wir im 21. Jahrhundert 
erstmals die Chance, eine neue Welt- 
ordnung zu gestalten, die überall für 
Frieden in Freiheit, Menschenrechte 
und Demokratie sowie menschenwür- 
dige Lebensbedingungen eintritt. 

Wesentlicher Bestandteil der neuen 
Weltordnung muss ein neues Welt- 
handelssystem mit freiem und fai- 
rem Waren-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr sein. Der WTO kommt 
hier eine wachsende Bedeutung zu. 
In der neuen Weltordnung muss die 
Öffnung der Märkte selbstverständ- 
lich sein, denn dies bringt im Ergeb- 
nis Vorteile für alle. 

22 Nur auf der Basis eines globalen 
Ordnungsrahmens, so wie er 1992 
durch die Agenda 21 in Rio ent- 
wickelt worden ist, kann die Bewah- 
rung der Schöpfung wirklich gelingen. 
Dieser Ordnungsrahmen bedeutet 
aber keine planerische Festlegung, 
sondern er gibt die Orientierung für 
künftige Entwicklungen vor. Unser 
Leitbild zur Ausfüllung dieses Rah- 
mens ist die Ökologische und Sozia- 
le Marktwirtschaft. 

Im Rahmen der nachhaltigen Ent- 
wicklung muss es eines der wichtig- 
sten Ziele sein, Formen der Energie- 
gewinnung zu entwickeln, die ökolo- 
gisch vertretbar und weltweit einsetz- 
bar sind. Die hochentwickelten Indu- 
strieländer mit ihrem hohen Pro-Kopf- 
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Verbrauch an Energie stehen hier in 
der Pflicht, ihr Know-how und ihr wirt- 
schaftliches Potential zum Nutzen 
der internationalen Völkergemein- 
schaft einzusetzen. 

uü Wir leben in einer Welt, in der 
über eine Milliarde Menschen weni- 
ger als 2 US-$ pro Tag zur Verfügung 
haben. Wir setzen uns ein für mehr 
Hilfe zur Selbsthilfe - auch durch ver- 
besserten Zugang zu den Weltmärk- 
ten, durch bessere Bildung und wirk- 
samere medizinische Hilfe sowie 
durch die Vermittlung von ökonomi- 
schem und technischem Know-how. 

Wir müssen Vorbild sein für lokales 
Handeln und eine nachhaltige, zu- 
kunftsbeständige Entwicklung. Diese 
Herausforderung anzunehmen, ist 
nicht nur im Interesse der Menschen 
in den betroffenen Ländern, sondern 
auch in unserem eigenen nationalen 
und europäischen Interesse. 

IV. Entschlossen 
nach vorn 

Nach den Ereignissen der zurück- 
legenden Monate setzt die CDU 

Deutschlands in Essen ein Signal 
des Neubeginns. Wir nutzen die 
Chance, verloren gegangenes Ver- 
trauen wiederzugewinnen. Wir setzen 
unseren in Erfurt begonnenen 
Erneuerungsprozess fort. Auf dem 
Kleinen Parteitag im Dezember ver- 
gangenen Jahres haben wir ein 
neues familienpolitisches Programm 
verabschiedet. Ein weiterer Kleiner 
Parteitag wird noch in diesem Jahr 
unser bildungspolitisches Profil wei- 
terentwickeln. Die Kommissionen zur 
Reform des Sozialstaates und zur 
Stärkung der kleinen Einheiten erar- 
beiten derzeit auf der Grundlage der 
Erfurter Leitsätze ihre Konzepte. 

Wir wissen: die Opposition von heute 
ist die Regierung von morgen. Ent- 
schlossen gehen wir nach vorn und 
schaffen die Voraussetzungen dafür- 
Wir wollen die Mehrheiten in den 
Kommunen, in den Ländern und in 
Deutschland bis zur Bundestagswahl 
2002 zurückgewinnen. 

Unser Land und Europa brauchen ei- 
ne starke CDU, die den Menschen 
Zuversicht und Vertrauen in ihre eig^ 
ne Kraft gibt, die ihnen in Deutsch- 
land die Chance für ein Leben in Fre'' 
heit, Solidarität und Gerechtigkeit bie- 
tet und die die Zukunftsaufgaben un- 
seres Landes kraftvoll gestaltet. 
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